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15. November 2017

Den von ver.di vorgelegten Entwurf, der

ein umfassendes Maßnahmenpaket zur

Gesundheitsförderung aller Beschäftigten

enthält, hat der Vorstand bis zur Un-

kenntlichkeit gekürzt. 

Sowohl die Zuschüsse für Gesundheits-

maßnahmen für alle Beschäftigten, unter-

stützende Maßnahmen zur spürbaren

Gesundheitsförderung, die Schaffung

eines individuellen Gesundheitskontos 

als auch nahezu alle anderen Vorschläge

zur Entlastung wurden von Seiten des

Vorstands der DAK-Gesundheit konse-

quent abgelehnt.

Statt ernsthaft und mit dem Willen zur

Einigung über unseren Vorschlag zu

verhandeln, reichte der Vorstand einen

Gegenentwurf ein, der mit einem Tarif-

vertragsentwurf nahezu keine Ähnlichkeit

hat.

Dabei schreckte er auch nicht davor zu-

rück, bestehende Dienstvereinbarungen

konsequent zu ignorieren.  

Erneut sollen die Beschäftigten 
ihren Teil einbringen und selbst für
die eigene Entlastung sorgen. 

So sollen z.B. bestimmte gesundheitlich

gefährdete Beschäftigte (Rauchende,

Übergewichtige etc.) einen individuellen

Zuschuss erhalten, damit sie sich mit ihrer

eigenen Gesunderhaltung beschäftigen

und ihre Arbeitsfähigkeit effizient nutzen

und erhalten. Beschäftigte, die sich be-

reits gesundheitsbewusst verhalten, sol-

len leer ausgehen. 

Dazu sagen wir NEIN!

In der Argumentation wird damit vom

Arbeitgeber auch noch unterstellt, dass

einige Beschäftigte aufgrund ihres Ver-

haltens den übrigen Beschäftigten Mehr-

arbeit bescheren. �

Verhandlung zum Gesundheits-Tarifvertrag: Keine Einigung in Sicht

Zu dick oder Raucher? 
Zu welcher Risikogruppe gehören Sie?

DAK-Gesundheit 
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In der Konsequenz seien die Beschäftig-

ten an der aktuellen Belastungssituation

also zumindest teilweise selbst schuld.

Die zunehmende Anzahl von Überlas-

tungsanzeigen veranlasst die Arbeit-

geberin leider auch jetzt nicht, konkrete

Maßnahmen zu definieren. Auch die

Frage »Wie geht die DAK-Gesundheit

damit um?«, blieb unbeantwortet.

Klar ist:     

� Die Mehrbelastung entsteht nicht

durch die Beschäftigten, sondern durch

Unternehmensentscheidungen.

� Mit ver.di gibt es nur eine Regelung,

von der alle Mitglieder partizipieren.      

� Eine Differenzierung innerhalb der Be-

legschaft und Brandmarkung Beschäf-

tigter wird es mit uns nicht geben.

Es reicht nicht aus, den Dienststellen-

leitungen ein Budget von 5 Euro pro

Beschäftigtem jährlich für gesundheits-

förderliche Maßnahmen in der Dienst-

stelle an die Hand zu geben. 

Wir fordern einen umfassenden Tarif-
vertrag zum Gesundheitsschutz und
Entlastung! 

Die Tarifverhandlungen werden am 

14. Februar 2018 fortgesetzt. 

Bis zu diesem Zeitpunkt will der Arbeit-

geber konkretisierte Vorschläge vorlegen! 

www.mitgliedwerden.verdi.de
STARK

MIT VER.DI

Gefährdungsanzeige      

 Bereich __________ 

  
     Datum: ___________

An die

Frau Herr ______________________________

nachrichtlich:  Personalmanagement (mit bitte um Archivierung dieser Erklärung) 
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Ich möchte Mitglied werden ab 

Geburtsdatum 

Geschlecht  weiblich  männlich

Beitrittserklärung Änderungsmitteilung

Titel / Vorname / Name

Straße Hausnummer

 
PLZ  Wohnort

 

Staatsangehörigkeit

Telefon

E-Mail

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
Gläubiger-Identifikationsnummer: 
DE61ZZZ00000101497
Die Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt.

SEPA-Lastschriftmandat
Ich ermächtige ver.di, Zahlungen von meinem Konto 
mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich 
mein Kreditinstitut an, die von ver.di auf mein Konto 

BIC   

 
IBAN 

Ort, Datum und Unterschrift

Datenschutz
Die mit diesem Beitrittsformular erhobenen personenbezogenen Daten, deren Änderungen und Ergänzungen werden ausschließlich gem. § 28 Abs. 9 Bundesdatenschutz-
gesetz (BDSG) erhoben, verarbeitet und genutzt. Sie dienen dem Zweck der Begründung und Verwaltung Ihrer Mitgliedschaft. Eine Datenweitergabe an Dritte erfolgt 
ausschließlich im Rahmen dieser Zweckbestimmung und sofern und soweit diese von ver.di ermächtigt oder beauftragt worden sind und auf das Bundesdatenschutzgesetz 
verpflichtet wurden. Ergänzend gelten die Regelungen des Bundesdatenschutzgesetzes in der jeweiligen Fassung.

Titel / Vorname / Name vom/von Kontoinhaber/in (nur wenn abweichend)

Straße und Hausnummer

PLZ Ort 

 

Ort, Datum und Unterschrift 

Beschäftigungsdaten 
 Arbeiter/in  Beamter/in  freie/r Mitarbeiter/in 
 Angestellte/r  Selbständige/r  Erwerbslos

 Vollzeit 
 Teilzeit, Anzahl Wochenstunden: 

 Azubi-Volontär/in-   Schüler/in-Student/in
 Referendar/in  (ohne Arbeitseinkommen)

bis
 

bis

 Praktikant/in  Altersteilzeit 

bis
 

bis

 ich bin Meister/in-  Sonstiges:
 Techniker/in-Ingenieur/in

 

Bin/war beschäftigt bei (Betrieb/Dienststelle/Firma/Filiale)

Straße Hausnummer

 
PLZ Ort

 
Branche

ausgeübte Tätigkeit

monatlicher Lohn- / Gehaltsgruppe Tätigkeits- / Berufsjahre 
Bruttoverdienst o. Besoldungsgruppe o. Lebensalterstufe 

€
  

Ich war Mitglied in der Gewerkschaft

von
 

bis

Monatsbeitrag in Euro

Der Mitgliedsbeitrag beträgt nach § 14 der ver.di-Satzung pro Monat 1 % des regelmäßigen 
monat li chen Brutto  verdienstes, jedoch mind. 2,50 Euro. 

Ich wurde geworben durch: 
Name Werber/in

Mitgliedsnummer

Mitgliedsnummer

 

0 1 2 0

Nur für Lohn- und Gehaltsabzug! 
Personalnummer

Einwilligungserklärung zum Lohn-/Gehaltsabzug in bestimmten Unternehmen:
Ich bevollmächtige die Gewerkschaft ver.di, meinen satzungsgemäßen Beitrag bis auf Wider-
ruf im Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren bei meinem Arbeitgeber monatlich einzuziehen. Ich er-
kläre mich gemäß § 4a Abs.1 und 3 BDSG einverstanden, dass meine  diesbezüglichen Daten, 
deren Änderungen und Ergänzungen, zur Erledigung aller meine Gewerkschaftsmitgliedschaft 
betreffenden Aufgaben im erforderlichen Umfang verarbeitet und genutzt werden können.

gezogenen Lastschriften einzulösen. Hinweis: Ich  
kann innerhalb von acht Wochen, beginnend  mit  
dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten  
Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit  meinem  
Kreditinstitut verein barten Bedingungen.

Zahlungsweise
 monatlich  vierteljährlich

  

  zur Monatsmitte
 halbjährlich  jährlich  zum Monatsende


